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Bekanntmachung über das Inkrafttreten 
der Artikel 2 bis 10 des Zweiten Gesetzes zur 

 Änderung des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 
und weiterer Gesetze

Vom 7. März 2022

Entsprechend der gemäß §  12 Absatz  1 Nummer  2 des 
Wettbewerbsregistergesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl.  I 
S.  2739), das zuletzt durch Artikel  78 des Gesetzes 
vom10. August 2021 (BGBl.  I S.  3436) geändert worden 
ist, am 29. Oktober 2021 im Bundesanzeiger veröffent-
lichten Bekanntmachung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie „Bekanntmachung nach § 12 des 
Wettbewerbsregistergesetzes“ vom 18. Oktober 2021 
(BAnz AT 29.10.2021 B3) sind § 5 Absatz 2 und § 6 des 
Wettbewerbsregistergesetzes ab dem 1. Juni 2022 ver-
pfl ichtend anzuwenden. Gemäß Artikel  11 Absatz  2 
Satz 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Korrup-
tionsbekämpfungsgesetzes und weiterer Gesetze vom 
14.  September 2021 (GV. NRW. S.  1072) treten damit 
auch dessen Artikel 2 bis 10 am 1. Juni 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 7. März 2022

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Monika  W i ß m a n n

– GV. NRW. 2022 S. 286

2128

Verordnung über die pauschale 
Krankenhausförderung (PauschKHFVO)

Vom 28. Februar 2022

Auf Grund des §  18 Absatz  2 Nummer  1 des Kranken-
hausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-West-
falen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S.  702, ber. 
2008  S.  157), der durch Gesetz vom 9. März 2021 
(GV. NRW. S. 272, ber. S. 394) geändert worden ist, ver-
ordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finan-
zen und dem Ministerium des Innern nach Anhörung der 
unmittelbar Beteiligten im Sinne des § 15 Absatz 1 des 
Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen und im Benehmen mit dem zuständigen Land-
tagsausschuss:

§ 1
Bemessungsgrundlage und Höhe 

der Pauschalförderbeträge

(1) Grundlage für die Bemessung der jährlichen Pau-
schalbeträge nach §  18 Absatz  1 Nummer  1 und 2 des 
Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 
2008 S. 157) in der jeweils geltenden Fassung ist der be-
standskräftige Bescheid, der durch das für Gesundheit 
zuständige Ministerium gegenüber dem förderfähigen 
Krankenhaus über die Gewährung pauschaler Förder-
mittel zur Wiederbeschaffung kurzfristiger Anlagegüter 
sowie über die Gewährung einer Baupauschale für das 
Jahr 2021 erlassen wurde.

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium ermit-
telt, wie viel Prozent das förderfähige Krankenhaus im 
Verhältnis aller förderfähigen Krankenhäuser an dem im 
Jahr 2021 für die Pauschalförderung bestimmten Haus-
haltsansatz durch den Förderbescheid nach Absatz 1 zu-
gesprochen wurde. Der so ermittelte Wert entspricht dem 
Anteil, den das förderfähige Krankenhaus von den je-
weils für die jährliche Pauschalförderung bestimmten 
Haushaltsansätzen beanspruchen kann.

(3) Im Falle des Verlustes der Förderfähigkeit eines 
Krankenhauses wird der frei werdende Betrag des für 
die Pauschalförderung bestimmten Haushaltsansatzes 
auf die übrigen förderberechtigten Krankenhäuser ent-
sprechend des Verhältnisses der ihnen jeweils bewilligten 
Pauschalbeträge aus dem betreffenden Förderjahr ver-
teilt.

§ 2
Bemessungsgrundlage und Höhe 

der Pauschalförderbeträge in Fällen 
der Zusammenlegung und des Trägerwechsels

(1) Bemessungsgrundlage für ein förderfähiges Kran-
kenhaus, das durch die Zusammenlegung zweier oder 
mehrerer Krankenhäuser entstanden ist, sind die be-
standskräftigen Bescheide gemäß §  1 Absatz  1, die ge-
genüber allen an der Zusammenlegung beteiligten Kran-
kenhäusern ergangen sind. Die Höhe der jährlichen Pau-
schalbeträge bestimmt sich durch die Summe der nach 
§ 1 Absatz 2 ermittelten Beträge aller an der Zusammen-
legung beteiligten Krankenhäuser. 

(2) Im Falle eines Trägerwechsels eines förderfähigen 
Krankenhauses ist die Bemessungsgrundlage für die 
jährliche Pauschalförderung der Bescheid nach §  1 Ab-
satz 1, der gegenüber dem bisherigen Träger ergangen ist. 

§ 3
Zahlungsmodalitäten

(1) Die Baupauschale gemäß §  18 Absatz  1 Nummer  1 
des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen wird jährlich zum 1. Juli des Förder-
jahres ausgezahlt.

(2) Die Pauschale für die Wiederbeschaffung kurzfristi-
ger Anlagegüter nach §  18 Absatz  1 Nummer  2 des 
 Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen wird in vier Raten jeweils zur Mitte eines 
Quartals des Förderjahres ausgezahlt.

(3) Die Nachverteilung von Mitteln gemäß § 1 Absatz 3 
erfolgt jeweils im letzten Quartal eines Förderjahres. 

(4) Beträge unter 100 Euro je Krankenhaus werden 
nicht ausgezahlt.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am zweiten Tag nach ihrer 
Verkündung in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2024 au-
ßer Kraft.

(2) Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 
die Verordnung über die pauschale Krankenhausförde-
rung vom 18. März 2008 (GV. NRW. S.  347), die durch 
Verordnung vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S.  323) geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

Düsseldorf, den 28. Februar 2022

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Der Minister der Finanzen

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister des Innern

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2022 S. 286
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Verordnung über notwendige 
Stellplätze für  Kraftfahrzeuge und Fahrräder 

(StellplatzVO NRW)

Vom 14. März 2022

Auf Grund des § 48 Absatz 1 in Verbindung mit § 87 Ab-
satz 1 Nummer 6 bis 8 der Landesbauordnung 2018 vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S.  421), die zuletzt durch Arti-
kel  3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. 
S. 1086) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung nach 
Anhörung des zuständigen Ausschusses des Landtags:

Inhaltsübersicht

§ 1  Anwendungsbereich

§ 2  Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder

§ 3  Anzahl der notwendigen Stellplätze

§ 4  Verringerung der Anzahl der notwendigen 
 Stellplätze

§ 5  Erfüllung der Herstellungspfl icht

§ 6  Nachweis durch Zahlung von Ablösungsbeträgen

§ 7  Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge

§ 8  Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen für 
Fahrräder

§ 9  Zustimmung der Gemeinde

§ 10  Ordnungswidrigkeiten

§ 11  Übergangsvorschriften

§ 12  Inkrafttreten

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Pfl icht, bei der Errich-
tung oder Nutzungsänderung von Anlagen, bei denen ein 
Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, notwendige 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder herzustel-
len. Sie regelt die Herstellung dieser notwendigen Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge, einschließlich der Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderung, und 
Fahrräder in Bezug auf ihre Zahl, Größe und Beschaffen-
heit.

(2) Sofern durch Bebauungsplan oder durch örtliche 
Bauvorschrift Regelungen getroffen worden sind, gehen 
diese dieser Verordnung vor. 

§ 2

Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder

(1) Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu 
erwarten ist, dürfen nur errichtet werden, wenn Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge (Stellplätze oder Garagen) 
und Fahrräder in ausreichender Anzahl und Größe sowie 
in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwen-
dige Stellplätze). Ihre Anzahl und Größe richten sich 
nach der Art und Anzahl der vorhandenen und der durch 
die ständige Benutzung und den Besuch der Anlagen zu 
erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder.

(2) Werden Anlagen nach Absatz 1 geändert oder ändert 
sich ihre Nutzung, so sind notwendige Stellplätze in sol-
cher Anzahl, Größe und Beschaffenheit herzustellen, 
dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwar-
tenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen kön-
nen (Mehrbedarf). Beträgt der Mehrbedarf weniger als 
vier Stellplätze, sind abweichend von Satz 1 keine not-
wendigen Stellplätze für den Mehrbedarf herzustellen. 
Satz 2 gilt nicht für Anlagen nach Teil A Nummer 10.3 
und 10.4 der Anlage zu dieser Verordnung. 

§ 3
Anzahl der notwendigen Stellplätze

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze bemisst sich 
nach der Anlage zu dieser Verordnung. Diese wird nach 
Maßgabe des § 4 verringert. 

(2) Für Anlagen, deren Nutzungsbedarf in der Anlage zu 
dieser Verordnung nicht aufgeführt ist, richtet sich die 
Anzahl der notwendigen Stellplätze nach dem voraus-
sichtlichen tatsächlichen Bedarf. Dabei sind die in der 
Anlage zu dieser Verordnung für vergleichbare Nutzun-
gen bestimmten Richtzahlen zu berücksichtigen. 

(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen be-
misst sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze nach 
dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die wechsel-
seitige Benutzung nachgewiesen ist (Doppelnutzung). 
Eine solche Doppelnutzung ist bei öffentlich-rechtlicher 
Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der not-
wendigen Stellplätze verschiedener Vorhaben in zumut-
barer Entfernung zulässig. Die Doppelnutzung kann auf 
Antrag zugelassen werden. Notwendige Stellplätze, die 
zu Wohnnutzungen gehören, dürfen nicht in eine Dop-
pelnutzung einbezogen werden. 

(4) Bei Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 nach 
Teil A der Anlage zu dieser Verordnung gilt eine Gara-
genzufahrt in der Größe eines Stellplatzes als notwendi-
ger Stellplatz für Kraftfahrzeuge. Gefangene Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge sind bei Wohngebäuden der Gebäu-
deklassen 1 und 2 zulässig. 

(5) Bei der Ermittlung der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge ist von dem Einstellplatzbedarf für zwei-
spurige Personenkraftwagen auszugehen. Einstellplätze 
für Lastkraftwagen und Omnibusse sind bei Anlagen mit 
einem entsprechenden An- oder Auslieferverkehr oder 
speziellen Besucherverkehr zusätzlich nachzuweisen. 
Sind nach Satz  2 Omnibus-Stellplätze nachzuweisen, 
werden diese bis zu einem Drittel des notwendigen Stell-
platzbedarfes für Kraftfahrzeuge auf diese Anzahl ange-
rechnet. Dabei entspricht ein Omnibus-Stellplatz vier 
notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge. 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung der Anzahl der not-
wendigen Stellplätze Dezimalstellen, sind diese nach 
kaufmännischen Regeln zu runden. 

§ 4
Verringerung der Anzahl der notwendigen Stellplätze

(1) Die sich nach §  3 Absatz  1 ergebende Anzahl not-
wendiger Stellplätze für Kraftfahrzeuge verringert sich 
durch folgende Maßnahmen:

1.  für Anlagen nach Teil A Nummer  1.2 der Anlage zu 
dieser Verordnung ablösefrei, soweit nachgewiesen 
wird, dass 

 a)  das Vorhaben in einer integrierten Lage unter Be-
rücksichtigung der Erschließung durch den öffent-
lichen Personennahverkehr liegt, oder

 b)  der notwendige Stellplatzbedarf durch besondere 
Maßnahmen nachhaltig verringert wird, und

2.  für Arbeitsstätten sowie für Versammlungsstätten für 
kulturelle und sportliche Veranstaltungen nur inso-
weit, als ein (betriebliches) Mobilitätskonzept zur 
Umsetzung kommt. Zur Ermittlung der Verringerung 
der Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge nach Nummer  2 ist Teil B der Anlage zu 
dieser Verordnung zu verwenden; eine Kombination 
im Stellplatznachweis von Doppelnutzung mit Maß-
nahmen eines Mobilitätskonzeptes ist unzulässig.

  Die besonderen Maßnahmen nach Nummer  1 Buch-
stabe b und Nummer 2 sind öffentlich-rechtlich zu si-
chern. §  3 Absatz  6 gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass eine Rundung erst bei einer Verringerung 
erfolgt.

(2) Steht die Anzahl der nach § 3 Absatz 1 herzustellen-
den notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder in einem offensichtlichen Missverhältnis zum 
tatsächlichen Bedarf, kann die sich aus der Einzelermitt-
lung ergebende Anzahl der notwendigen Stellplätze ent-
sprechend erhöht oder verringert werden. 
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§ 5

Erfüllung der Herstellungspfl icht

(1) Sollen notwendige Stellplätze nicht auf dem Bau-
grundstück, sondern in zumutbarer Entfernung davon 
auf einem geeigneten Grundstück hergestellt werden, ist 
dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich 
zu sichern. 

(2) Zumutbar ist eine fußläufi ge Entfernung notwen-
diger Stellplätze zum Baugrundstück von maximal 
500  Metern, bei Wohnungsbauvorhaben von maximal 
300  Metern. Bei notwendigen Stellplätzen für Fahr-
räder darf die Entfernung zum Baugrundstück maximal 
100 Meter betragen. Die öffentlich-rechtliche Sicherung 
ist der Gemeinde vor Baubeginn nachzuweisen, sofern 
die Erfüllung der Stellplatzpfl icht nicht bereits Voraus-
setzung für die Erteilung einer Baugenehmigung ist. 
Bei Vorhaben, die der Genehmigungsfreistellung gemäß 
§  63 der Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 
(GV.  NRW. S.  421) in der jeweils geltenden Fassung 
 unterliegen, ist der Nachweis der öffentlich-rechtlichen 
Sicherung mit den erforderlichen Unterlagen bei der 
Gemeinde einzureichen. 

(3) Notwendige Stellplätze müssen mit der Fertigstel-
lung, spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme 
der Anlage hergestellt sein.

§ 6

Nachweis durch Zahlung von Ablösungsbeträgen

(1) Sollen notwendige Stellplätze nicht nach § 5 herge-
stellt werden, kann die Verpfl ichtung zur Schaffung von 
notwendigen Stellplätzen vorbehaltlich der Absätze  2 
und 3 wahlweise durch die Zahlung eines Ablösungs-
betrages erfüllt werden. Hierfür ist die Zustimmung der 
Gemeinde erforderlich. Der Ablösungsbetrag wird von 
der Gemeinde festgesetzt. Ist die Herstellung notwendi-
ger Stellplätze rechtlich unmöglich, ist von der Bauherr-
schaft kein Ablösungsbetrag zu erheben. Einmal geleis-
tete Ablösungsbeträge aus vorherigen Nutzungen sind 
dem Grundstück zuzurechnen.

(2) Notwendige Stellplätze bei Wohnungsbauvorhaben 
dürfen nur abgelöst werden, wenn und soweit nicht im 
Einzelfall wegen der Anzahl der notwendigen Stellplätze 
oder der besonderen örtlichen Verhältnisse eine erheb-
liche Beeinträchtigung des ruhenden oder fl ießenden 
 Verkehrs unter Berücksichtigung auch der Belange des 
Fußgänger- und Fahrradverkehrs zu erwarten ist.

(3) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von Men-
schen mit Behinderung nach §  7 Absatz  2 und not-
wendige Stellplätze für Fahrräder dürfen nur abgelöst 
werden, soweit diese wegen schwieriger Geländeverhält-
nisse oder ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit 
einem unverhältnismäßigen Mehraufwand hergestellt 
werden können.

(4) Die Zahlung des Ablösungsbetrages ist der Ge-
meinde vor Baubeginn nachzuweisen, sofern die Erfül-
lung der Stellplatzpfl icht nicht bereits Voraussetzung für 
die Erteilung einer Baugenehmigung ist. Bei Vorhaben, 
die der Genehmigungsfreistellung nach § 63 der Landes-
bauordnung 2018 unterliegen, ist der Nachweis der 
 Zahlung mit den erforderlichen Unterlagen bei der Ge-
meinde einzureichen. 

§ 7

Beschaffenheit von notwendigen Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge

(1) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge müssen 
ohne Überquerung anderer Stellplätze ungehindert er-
reichbar sein. Hintereinanderliegende notwendige Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge sind nur bei Wohngebäuden 
der Gebäudeklassen 1 und 2 nach Teil A der Anlage zu 
dieser Verordnung zulässig. Im Übrigen bleiben die An-
forderungen des Teils 5 der Sonderbauverordnung vom 
2. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 S. 2, ber. S.  120 und 
2020  S.  148) in der jeweils geltenden Fassung hinsicht-
lich der Größe der Stellplätze, Ausmaße der Fahrgassen, 
Zu- und Abfahrten sowie Gestaltung von Rampen un-
berührt.

(2) Von den notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 
sind notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von 
Menschen mit Behinderung nach der Anlage zu dieser 
Verordnung, bei Wohngebäuden nach §  49 Absatz  1 der 
Landesbauordnung 2018 mindestens ein Stellplatz für 
Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderung, auf dem 
Baugrundstück entsprechend zu kennzeichnen und bar-
rierefrei herzustellen. Wird die Anlage erfahrungsgemäß 
von einer größeren Zahl von Menschen mit Behinderung 
besucht, kann die Anzahl dieser Stellplätze unter Be-
rücksichtigung der besonderen Art der Anlage erhöht 
werden. Weitergehende Anforderungen nach §  50 der 
Landesbauordnung 2018 bleiben unberührt.

(3) Die notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge dür-
fen nicht zweckentfremdet benutzt werden. Die Nutzung 
zum Abstellen von gebrauchsfähigen Fahrrädern gilt 
nicht als zweckfremde Nutzung.

§ 8

Beschaffenheit von notwendigen 
Stellplätzen für Fahrräder

(1) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen von 
der öffentlichen Verkehrsfl äche ebenerdig oder durch 
Rampen, Aufzüge oder vergleichbare Einrichtungen ver-
kehrssicher und leicht erreichbar sein. 

(2) Notwendige Stellplätze für Fahrräder müssen

1.  einzeln leicht zugänglich sein,

2.  eine Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen und

3.  eine Fläche von mindestens 1,5 Quadratmetern je 
Stellplatz haben.

(3) Für Anlagen, die mehr als zehn notwendige Stell-
plätze für Fahrräder außerhalb von Gebäuden auf-
nehmen, wird eine Überdachung empfohlen. Jeder elfte 
notwendige Stellplatz für Fahrräder muss durch eine 
 zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 Quadratmetern 
zum Abstellen von Kinder- oder Lastenanhängern ge-
eignet sein. 

(4) § 7 Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 9

Zustimmung der Gemeinde

Sofern die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verord-
nung nicht in einem Baugenehmigungsverfahren zu prü-
fen ist, ist die Zustimmung der Gemeinde erforderlich 
für:

1.  die Bestimmung der Anzahl der notwendigen Stell-
plätze in den Fällen des § 3 Absatz 2 und 3 sowie

2.  die Ablöse notwendiger Stellplätze für 

 a)  Wohnungsbauvorhaben nach § 6 Absatz 2,

 b)  Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderung 
nach § 6 Absatz 3 und

 c)  Fahrräder nach § 6 Absatz 3. 

§ 10

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 22 
der Landesbauordnung 2018 handelt, wer notwendige 
Stellplätze

1.  nicht in ausreichender Anzahl herstellt oder ablöst 
oder

2.  entgegen den Anforderungen in den §§  7 und 8 her-
stellt oder nutzt.

§ 11

Übergangsvorschriften

Auf Bauvorhaben, deren bauaufsichtliche Verfahren be-
reits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver-
ordnung eingeleitet sind, sind die Bestimmungen dieser 
Verordnung nur insoweit anzuwenden, als dass sie güns-
tigere Regelungen beinhalten.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 13 vom 18. März 2022 289

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den 14. März 2022

Die Ministerin
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ina  S c h a r r e n b a c h
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301

Neunte Verordnung zur Änderung der 
eAkten-Verordnung in Zivil- und Familiensachen

Vom 1. März 2022

Auf Grund des § 298 a Absatz 1 Satz 2 bis 4 der Zivilpro-
zessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I 
S.  1781), dessen Sätze 2 und 3 durch Artikel  11 Num-
mer  4 Buchstabe a und dessen Satz  4 durch Artikel  11 
Nummer  4 Buchstabe a und b des Gesetzes vom 5. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2208) geändert worden ist, und des § 14 
Absatz  4 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2586, 
2587), dessen Sätze 1 und 2 zuletzt durch Artikel  13 
Nummer 3 Buchstabe a, dessen Satz 3 durch Artikel 13 
Nummer 3 Buchstabe a, dessen Satz 4 zuletzt durch Ar-
tikel 13 Nummer 3 Buchstabe a und b des Gesetzes vom 
5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert und dessen Satz 5 
durch Artikel 9 Nummer 1 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBl.  I S. 2633) eingefügt worden ist, in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30), 
der durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 364) ge-
ändert worden ist, verordnet das Ministerium der Justiz:

Artikel 1

Die Anlagen 1 und 2 zu der eAkten-Verordnung in Zivil- 
und Familiensachen vom 16. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 578), die zuletzt durch Verordnung vom 10. Dezember 
2021 (GV. NRW. S.  1438) geändert worden ist, erhalten 
die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtlichen 
Fassungen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 1. März 2022

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h
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Anlage 1 
Nr. Gericht 
1. Oberlandesgericht Düsseldorf 
2. Oberlandesgericht Hamm 
3. Oberlandesgericht Köln 
4. Landgericht Aachen 
5. Landgericht Arnsberg 
6. Landgericht Bielefeld 
7. Landgericht Bochum 
8. Landgericht Bonn 
9. Landgericht Detmold 
10. Landgericht Dortmund 
11. Landgericht Duisburg 
12. Landgericht Düsseldorf 
13. Landgericht Essen 
14. Landgericht Hagen 
15. Landgericht Kleve 
16. Landgericht Köln 
17. Landgericht Krefeld 
18. Landgericht Mönchengladbach 
19. Landgericht Münster 
20. Landgericht Paderborn 
21. Landgericht Siegen 
22. Landgericht Wuppertal 
23. Amtsgericht Aachen 
24. Amtsgericht Ahaus 
25. Amtsgericht Ahlen 
26. Amtsgericht Altena 
27. Amtsgericht Arnsberg 
28. Amtsgericht Bad Oeynhausen  
29. Amtsgericht Beckum 
30. Amtsgericht Bergheim 
31. Amtsgericht Bergisch-Gladbach 
32. Amtsgericht Bielefeld 
33. Amtsgericht Blomberg 
34. Amtsgericht Bocholt 
35. Amtsgericht Bochum 
36. Amtsgericht Bonn 
37. Amtsgericht Borken 
38. Amtsgericht Brakel 
39. Amtsgericht Brilon 
40. Amtsgericht Brühl 
41. Amtsgericht Bünde 
42. Amtsgericht Castrop-Rauxel 
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43. Amtsgericht Coesfeld 
44. Amtsgericht Detmold 
45. Amtsgericht Dinslaken 
46. Amtsgericht Dorsten 
47. Amtsgericht Dortmund 
48. Amtsgericht Duisburg 
49. Amtsgericht Duisburg-Hamborn 
50. Amtsgericht Dülmen 
51. Amtsgericht Düren 
52. Amtsgericht Düsseldorf 
53. Amtsgericht Erkelenz 
54. Amtsgericht Eschweiler 
55. Amtsgericht Essen 
56. Amtsgericht Essen-Borbeck 
57. Amtsgericht Essen-Steele 
58. Amtsgericht Euskirchen 
59. Amtsgericht Geilenkirchen 
60. Amtsgericht Geldern 
61. Amtsgericht Gelsenkirchen  
62. Amtsgericht Gladbeck 
63. Amtsgericht Grevenbroich 
64. Amtsgericht Gütersloh 
65. Amtsgericht Hagen 
66. Amtsgericht Halle 
67.. Amtsgericht Hamm 
68. Amtsgericht Heinsberg 
69. Amtsgericht Herford 
70. Amtsgericht Herne 
71. Amtsgericht Höxter 
72. Amtsgericht Ibbenbüren 
73. Amtsgericht Iserlohn 
74. Amtsgericht Jülich 
75. Amtsgericht Kamen 
76. Amtsgericht Kempen 
77. Amtsgericht Kerpen 
78. Amtsgericht Kleve 
79. Amtsgericht Köln 
80. Amtsgericht Königswinter 
81. Amtsgericht Krefeld 
82. Amtsgericht Langenfeld 
83. Amtsgericht Lemgo 
84. Amtsgericht Lennestadt 
85. Amtsgericht Leverkusen 
86. Amtsgericht Lippstadt 
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87. Amtsgericht Lüdenscheid 
88. Amtsgericht Lünen 
89. Amtsgericht Marl 
90. Amtsgericht Marsberg 
91. Amtsgericht Meschede 
92. Amtsgericht Mettmann 
93. Amtsgericht Minden 
94. Amtsgericht Moers 
95. Amtsgericht Mönchengladbach 
96. Amtsgericht Mülheim an der Ruhr 
97. Amtsgericht Münster 
98. Amtsgericht Nettetal 
99. Amtsgericht Neuss 
100. Amtsgericht Oberhausen 
101. Amtsgericht Olpe 
102. Amtsgericht Paderborn 
103. Amtsgericht Recklinghausen 
104. Amtsgericht Remscheid 
105. Amtsgericht Rheda-Wiedenbrück 
106. Amtsgericht Rheinbach 
107. Amtsgericht Rheinberg 
108. Amtsgericht Rheine 
109. Amtsgericht Schleiden 
110. Amtsgericht Schwelm 
111. Amtsgericht Schwerte 
112. Amtsgericht Siegburg 
113. Amtsgericht Siegen 
114. Amtsgericht Soest 
115. Amtsgericht Solingen 
116. Amtsgericht Steinfurt 
117. Amtsgericht Unna 
118. Amtsgericht Velbert 
119. Amtsgericht Viersen 
120. Amtsgericht Waldbröl 
121. Amtsgericht Warburg  
122. Amtsgericht Warendorf 
123. Amtsgericht Warstein 
124. Amtsgericht Wermelskirchen 
125. Amtsgericht Wesel 
126. Amtsgericht Wetter  
127. Amtsgericht Wipperfürth 
128. Amtsgericht Witten 
129. Amtsgericht Wuppertal  
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Anlage 2 
 

Nr. Gericht Verfahren Datum 
1. Amtsgericht  

Arnsberg 
Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

09.05.2022 

2. Amtsgericht  
Bielefeld 

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 Nr. 
4 FamFG 

01.04.2022 

3. Amtsgericht  
Bochum 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

01.04.2022 

4. Amtsgericht 
Detmold 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

01.04.2022 

5. Amtsgericht  
Düsseldorf 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

02.05.2022 

6. Amtsgericht 
Essen 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

09.05.2022 

7. Amtsgericht  
Hamm 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

09.05.2022 

8. Amtsgericht  
Krefeld  

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 Nr. 
4 FamFG 

01.04.2022 

9. Amtsgericht  
Leverkusen 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

18.01.2021 

Sämtliche Verfahren gemäß § 151 Nr. 
4 FamFG 

01.09.2021 

10. Amtsgericht 
Recklinghausen 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

18.01.2021 

11. Amtsgericht 
Rheda-Wiedenbrück 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

01.04.2022 

12. Amtsgericht  
Rheinberg 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

18.01.2021 

13. Amtsgericht 
Schwerte 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

11.04.2022 

14. Amtsgericht  
Siegen 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

30.05.2022 

15. Amtsgericht  
Waldbröl 

Sämtliche Verfahren gemäß § 271 
FamFG 

07.06.2022 

 

– GV. NRW. 2022 S. 303
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Achte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die 

 Zuständigkeit der Amtsgerichte in Strafsachen 
 gegen Erwachsene, in Jugendstrafsachen, in 

 Bußgeldverfahren und Abschiebungshaftsachen

Vom 22. Februar 2022

Auf Grund

–  des §  58 Absatz  1 des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), dessen Satz 2 durch § 179 Nummer 1 
des Gesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581) geän-
dert worden ist,

–  des §  33 Absatz  3 des Jugendgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3427), der durch Artikel 7 Nummer 1 Buch-
stabe b des Gesetzes vom 11. Januar 1993 (BGBl.  I 
S. 50) geändert worden ist,

–  des §  68 Absatz  3 Satz  1 und 3 des Gesetzes über 
 Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), 

–  des § 391 Absatz 2 in Verbindung mit § 410 Absatz 1 
Nummer  2 der Abgabenordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl.  I 
S. 3866; 2003 I S. 61),

–  des § 46 Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19.  Februar 1987 (BGBl.  I S.  602) in Verbindung mit 
§  58 Absatz  1 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), dessen Satz 2 durch § 179 Nummer 1 
des Gesetzes vom 16. März 1976 (BGBl.  I S.  581) ge-
ändert worden ist,

–  des §  106 Absatz  2 Satz  1 des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBl. I S. 162), der durch Artikel 19 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 23 d des Gerichtsver-
fassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBl.  I S. 1077), dessen Satz 1 zu-
letzt durch Artikel  4 Nummer  2 des Gesetzes vom 
19. Juni 2019 (BGBl. I S. 840) und dessen Satz 2 durch 
Artikel 22 Nummer 10 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2586) geändert worden ist,

–  des § 2 Absatz 14 Satz 5 des Aufenthaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162), der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 2 
Buchstabe c des Gesetzes vom 15. August 2019 
(BGBl.  I S.  1294) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 23 d des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl.  I 
S.  1077), dessen Satz  1 zuletzt durch Artikel  4 Num-
mer 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (BGBl. I S. 840) 
und dessen Satz  2 durch Artikel  22 Nummer  10 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586) ge-
ändert worden ist, jeweils in Verbindung mit §  1 Ab-
satz  2 Satz  1 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30), der durch Ge-
setz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S.  364) geändert 
 worden ist, verordnet das Ministerium der Justiz:

Artikel 1

Die Verordnung über die Zuständigkeit der Amtsgerichte 
in Strafsachen gegen Erwachsene, in Jugendstrafsachen, 
in Bußgeldverfahren und Abschiebungshaftsachen vom 
5. Juli 2010 (GV. NRW. S. 422), die zuletzt durch Verord-
nung vom 9. November 2021 (GV. NRW. S. 1243) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift wird das Wort „Abschiebungs-
haftsachen“ durch die Wörter „Freiheitsentziehungs-
sachen nach dem Aufenthaltsgesetz“ ersetzt.

2.  In § 2 Nummer 5 werden die Wörter „, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Oktober 2009 
(BGBl.  I S.  3214)“ durch die Wörter „in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt.

3.  In § 6 wird die Angabe „§§ 24 und 24a“ durch die An-
gabe „§§ 24 bis 24c“ und werden die Wörter „, zuletzt 
geändert durch Artikel  3 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2507),“ durch die Wörter „in der je-
weils geltenden Fassung“ ersetzt.

4.  In §  7 werden in dem Satzteil vor Nummer  1 nach 
dem Wort „Amtsgerichte“ die Wörter „in den in §  6 
genannten Bußgeldverfahren“ eingefügt.

5.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

    „5. §  13 der Chemikalien-Verbotsverordnung 
vom 20. Januar 2017 (BGBl.  I S.94; 2018 I 
S. 1389),“.

  bb)  In Nummer  10 werden nach der Angabe 
„2610)“ die Wörter „in der bis zum 30. Sep-
tember 2017 geltenden Fassung“ eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  10 wird die Angabe „§  7“ durch 
die Angabe „§ 12“ ersetzt.

  bb)  Die Nummern 12 und 13 werden aufgehoben.

  cc)  Die Nummern 14 bis 20 werden die Nummern 
12 bis 18.

  dd)  Nummer 21 wird Nummer 19 und die Angabe 
„§ 161“ wird durch die Angabe „§ 123“ ersetzt.

  ee)  Nummer 22 wird Nummer 20 und das Komma 
am Ende wird gestrichen.

  ff)  Nummer 23 wird aufgehoben. 

  gg)  Nummer  24 wird Nummer  21 und wie folgt 
gefasst:

    „21. § 194 des Strahlenschutzgesetzes vom 27. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 1966),“.

  hh)  Die Nummern 25 bis 31 werden die Nummern 
22 bis 28.

6.  § 18 wird wie folgt gefasst:

  „§ 18
  Konzentration der Freiheitsentziehungssachen 

nach dem Aufenthaltsgesetz

  Für gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen 
nach den § 15 Absatz 5, § 57 Absatz 3, §§ 62, 62 b und 
62 c in Verbindung mit §  106 Absatz  2 des Aufent-
haltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. Februar 2008 (BGBl.  I S. 162) in der jeweils 
geltenden Fassung und nach Artikel  28 Absatz  2 der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Fest-
legung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von 
 einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
 einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internatio-
nalen Schutz zuständig ist (ABI. L 180 vom 29.6.2013, 
S. 31; L 49 vom 25.2.2017, S. 50) in Verbindung mit § 2 
Absatz  14 des Aufenthaltsgesetzes sind die Amtsge-
richte zuständig, denen nach § 1 Absatz 1 Nummer 3 
die Strafrichterhaftsachen zugewiesen sind.“

7.  In §  19 werden in dem Satzteil vor Nummer  1 die 
Wörter „zugewiesen die Abschiebungshaftsachen“ 
durch die Wörter „die darin genannten Verfahren zu-
gewiesen“ ersetzt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2022 in Kraft.

Düsseldorf, den 22. Februar 2022

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2022 S. 308
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33. Änderung des Regionalplanes Köln,
Teilabschnitt Region Köln

auf dem Gebiet der Stadt Bedburg

Vom 4. Februar 2022

Der Regionalrat Köln hat in seiner Sitzung am 10. De-
zember 2021 die 33. Änderung des Regionalplanes Köln, 
Teilabschnitt Region Köln, Festlegung eines Gewerbe- 
und Industrieansiedlungsbereiches für zweckgebundene 
überregionale gewerbliche und industrielle Nutzungen 
GIBplus, Stadt Bedburg aufgestellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Köln mit Bericht vom 16. Dezember 2021 – Aktenzei-
chen: 32/61.6.2-2.11-33 – gemäß § 19 Absatz 6 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S.  904) geändert 
worden ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Köln (Regionalplanungsbe-
hörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl.  I S.  2694) ge-
ändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, § 11 Absatz 5 Satz 1 des Raumord-
nungsgesetzes (ROG) eine nach §  11 Abs.1 Nr.  1 und 2 
ROG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, nach § 11 Abs.3 ROG be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, eine nach 
§ 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über die Umweltprüfung sowie die Entwicklung des Re-
gionalplanes aus dem Landesentwicklungsplan, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften herausstellt (gemäß § 15 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen), unbeachtlich 
wird, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Regionalplanes gegenüber der Be-
zirksregierung Köln (Regionalplanungsbehörde) unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 33. Änderung des Regionalplanes Köln kann 
Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage ist in-
nerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu erheben.

Düsseldorf, den 4. Februar 2022

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
 Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2022 S. 309

36. Änderung des Regionalplans Münsterland
auf dem Gebiet der Gemeinde Senden

Vom 4. Februar 2022

Der Regionalrat Münster hat in seiner Sitzung am 13. 
Dezember 2021 die 36. Änderung des Regionalplans 
Münsterland, Festlegung eines Gewerbe- und Industrie-
ansiedlungsbereiches im Allgemeinen Freiraum und 
 Agrarbereich im Rahmen eines Flächentausches auf dem 

Gebiet der Gemeinde Senden im Regionalplan, aufge-
stellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Münster mit Bericht vom 14. Dezember 2021 – Akten-
zeichen: 32.01.02.36 – gemäß § 19 Absatz 6 des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904) geändert worden 
ist, angezeigt.

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver-
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen.

Gemäß §  14 Satz  3 des Landesplanungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen wird die Änderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Münster (Regionalplanungs-
behörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß §  10 Ab-
satz  1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl.  I S.  2986), das zuletzt durch Artikel  5 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl.  I S.  2694) ge-
ändert worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. 
Damit sind die Ziele gemäß §§  4 und 5 des Raumord-
nungsgesetzes zu beachten.

Ich weise darauf hin, § 11 Absatz 5 Satz 1 des Raumord-
nungsgesetzes (ROG) eine nach §  11 Abs.1 Nr.  1 und 2 
ROG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, nach § 11 Abs.3 ROG be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, eine nach 
§ 11 Abs. 4 ROG beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über die Umweltprüfung sowie die Entwicklung des Re-
gionalplanes aus dem Landesentwicklungsplan, dessen 
Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften herausstellt (gemäß § 15 des Lan-
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen), unbeachtlich 
wird, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Regionalplanes gegenüber der Bezirks-
regierung Münster (Regionalplanungsbehörde) unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden ist.

Gegen die 36. Änderung des Regionalplans Münsterland 
kann Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er-
heben.

Düsseldorf, den 4. Februar 2022

Der Minister
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Dr. Alexandra  R e n z

– GV. NRW. 2022 S. 309
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